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Wohnen ist ein Grundbedürfnis und ein Grundrecht. In den vergangenen Jahren übersteigen die Mietpreissteigerungen die allgemeine Teuerungsrate deutlich. Das liegt vor allem daran, dass die Mieten selbst an die Teuerungsrate geknüpft sind, die Betriebskosten aber noch deutlich stärker gestiegen sind die Marktpreise für die Neuanmietung weiter angezogen haben. Das liegt in Tirol auch am laufenden Zuzug von Menschen, vor allem aus anderen Bundesländern.

Problembereiche sind in den vergangenen Jahren insbesondere am frei finanzierten Markt und im geförderten Bereich mit neuen Förderungen entstanden. Das geht insbesondere auf Kosten der Jungen und der sozial Schwachen.

Im Bereich des Wohnens überschneiden sich bei den Grünen ökologische und soziale Programmansätze. Maßnahmen zum Klimaschutz haben ein ökologisches Anliegen, mittelfristig bringen sie aber auch finanzielle Entlastungen.

Aus Sicht der Grünen gibt es einige Bereiche, in denen vorrangig Maßnahmen gesetzt werden müssen, im Wohnen wieder leistbar zu machen:

1. Den Mietbeginn verbilligen

Derzeit stellt vor allem der Einstieg in Mietverhältnisse eine oft unüberwindbar hohe Hürde dar. Nach Berechnungen der Arbeiterkammer kostet der Mieteinstieg schnell einmal 5.000 Euro an Gebühren.

Wir Grüne fordern die Einführung einer Obergrenze für Maklergebühren. Europaweit werden in Österreich die höchsten Maklergebühren bezahlt. Das gilt insbesondere bei befristeten Mietverträgen und trifft deshalb vor allem Studierende hart.

Die Einführung einer Kautionsbeschränkung, ausgebaute Rücktrittsrechte und die Abschaffung der Mietvertragsvergebührung erleichtern den Mieteintritt deutlich und sind somit Maßnahmen für Junge und sozial Schwache..

Eine öffentliche Wohnungsbörse soll den ImmobilienmaklerInnen Konkurrenz machen und sowohl im privaten wie auch im geförderten Wohnbau für mehr Transparenz sorgen. Dadurch leicht mögliche Mietpreisübersichten verbessern die Marktübersicht, insbesondere am freien Wohnungsmarkt.

Die Wohnstarthilfe wird in analoger Form von Eigentumswohnungen auch auf die Anmietung einer eigenen Wohnung ausgedehnt.

2. Mehr echte Sozialwohnungen ermöglichen

In Sozialwohnungen soll eine Fehlbelegerabgabe eingeführt werden. Das bedeutet, dass MieterInnen mit überdurchschnittlich hohen Einkommen, die sich am freien Wohnungsmarkt problemlos versorgen können, durch die Fehlbelegerabgabe einen zusätzlichen Beitrag zur Finanzierung der Wohninfrastruktur leisten. Wenn sie nicht bereit sind, diesen Beitrag zu leisten, kann Sozialwohnraum dadurch wieder zur Verfügung gestellt werden. Wenn sie den Beitrag jedoch leisten, kommt frisches Geld ins System und steht für den Neubau sozialen Wohnraums zur Verfügung.

Derzeit verkauft der Bund viele Liegenschaften, insbesondere Liegenschaften aus Bundesheerbesitz. Das zugrunde liegende und unter Verteidigungsminister Günther Platter ausgearbeitete Gesetz, SIVBEG-EG, verlangt dabei die Verwertung nach dem besten Preis. Wir Grüne wollen ein Vorkaufsrecht für Zwecke des sozialen Wohnbaus einführen.

3. Die gemeinnützigen Wohnbauträger in die Pflicht nehmen

Die gemeinnützigen Wohnbauträger sollen eine Erweiterung ihres Geschäftskreises hinaus erhalten, um bessere infrastrukturelle Durchmischung von Neubauprojekten zu ermöglichen. Das bedingt jedoch gleichzeitig ausgeweitete Berichtspflichten an die Aufsicht über die gemeinnützigen Wohnbauträger, die das Land über hat.

Eine Reihe von kostendämpfenden Maßnahmen kann hier umgesetzt werden: Die gesetzliche Obergrenze für die Eigenkapitalverzinsung soll abgesenkt werden. Die Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge (EVB) sollten abgesenkt werden, insbesondere soll die Einhebung der EVB-Beiträge bei entschuldeten Wohnungen oder Mieten über der Kostendeckung verboten werden. Die Verzinsung der eingehobenen Erhaltungsbeiträge soll zu Gunsten der MieterInnen erfolgen müssen.

Für MieterInnen von gemeinnützigen Bauvereinigungen muss mehr Transparenz über die tatsächliche Preisbildung in ihrer Anlage geschaffen werden. Dies betrifft insbesondere den Bereich der Pauschalierungen, in dem der Bundesrechnungshof festgestellt hat, dass häufig zu Ungunsten der MieterInnen verrechnet wird. Das betrifft aber zum Beispiel auch die Verrechnung von Abwassergebühren, nicht nur bei gemeinnützigen Bauträgern. Derzeit erfolgt die Verrechnung der Abwassergebühren nach Quadratmetern, anstatt nach dem tatsächlichen Verbrauch. Wir Grüne wünschen uns, dass alle nur jenes Abwasser bezahlen, das bei ihnen auch tatsächlich angefallen ist. Ähnliches gilt für die Verrechnung der Hausbesorgerkosten, die nur mehr nach den tatsächlich angefallenen Kosten erfolgen darf. Nicht beeinflussbare Betriebskostenanteile sollen in Zukunft in die Wohnbeihilfe und Mietzinsbeihilfe mit einbezogen werden, das undurchsichtige System unterschiedlicher Zuschläge zu Richtwertmietzinsen transparenter gemacht. Mietzinsüberprüfungen bei gesetzlichen Mietzinsobergrenzen sollen vereinfacht werden.
4. Eine ökologische und soziale Wohnbauförderung
Eine vom BMVIT in Auftrag gegebene Studie aus dem Jahr 205 untersuchte die Wohnbauförderung in Österreich. Die Performance eines Bundeslandes ist dabei umso besser, je niedriger die Kennzahl ist:
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Kärnten erwies sich als besonders mieterfreundlich, gefolgt von Oberösterreich und Salzburg. Die MieterInnen in Tirol und Wien waren wenig begünstigt.

Die derzeitige Form der Wohnbauförderung führt zu einer Umverteilung nach oben und zu einer Umverteilung zu den Älteren und Vermögenderen hin. Hohe Eigenmittelanteile im geförderten Wohnbau führen dazu, dass sozial schwache Gruppen in den Substandard beziehungsweise in den freien Wohnungsmarkt abgedrängt werden. Zu den Hauptbetroffenen dieses Wettbewerbs zählen immer wieder Alleinerziehende, Jungfamilien, Lebensgemeinschaften und einkommensschwache MigrantInnen. Ziel der Wohnbauförderung sollte es sein, vorrangig günstigen Wohnraum für sozial Schwache zur Verfügung zu stellen. Anzustreben sind geringe Eigenmittelalteile und einkommensabhängige Rückzahlungsraten, die sich an die Einkommensentwicklung anpassen. Das derzeitige System der Annuitätenzuschüsse ist nachteilig für die MieterInnen, weil die Darlehen reduziert wurden und damit die Eigenmittelanteile gestiegen sind. 

Derzeit bringen hohe Zinssprünge MieterInnen häufig in große Bedrängnis. Derzeit muss der Förderungsnehmer am Tag der Anmeldung die Einkommensverhältnisse nachweisen und hat damit das Recht auf immerwährende Förderung in der gleich bleibenden Höhe erworben, egal ob sich seine Einkommens- oder Familienverhältnisse ändern.

Nach dem Grünen Modell gestalten sich die Rückzahlungen entsprechend dem aktuellen Nettohaushaltseinkommen. Wir schlagen die Einführung eines langfristig selbsttragenden Kreislaufsystems vor. Dafür muss die Rückzahlung erstreckt werden, inklusive Wertsicherung. Die Rückzahlung soll dabei einkommensabhängig passieren. Bei höherem Einkommen erfolgt schnellere Rückzahlung, bei niedrigerem Einkommen erfolgt eine weitere Erstreckung. Damit kann das System der Wohnbeihilfe entfallen und stattdessen die Darlehensrückzahlung in regelmäßigen Abständen (z.B. 2 Jahre) überprüft und den aktuellen Einkommens- und Vermögensverhältnissen angepasst werden. Mit diesem System können die derzeit sehr belastenden Eigenmittelanteile reduziert werden und automatische Zinssprünge vermieden werden. Diese Reform der Wohnbauförderung bringt mittelfristig massive Entlastung. Zudem gibt sie dem Land gegenüber dem Bund endlich Verhandlungsmasse zur Wohnbauförderung in die Hand, weil das derzeitige System der Annuitätenzuschüssen maastrichtrelevant ist und deshalb bei jedem neuen Finanzausgleich in Verhandlungen steht.

Eine stärkere Ökologisierung der Wohnbauförderung ist für uns Grüne eine Selbstverständlichkeit. Bei Neubauten ist die Nutzung der erneuerbaren Energien in Zukunft Pflicht, die K-Werte in der Wohnbauförderung, die die Energieeffizienz eines Gebäudes angeben, können noch weiter gesenkt werden. Des weiteren wird die Wohnbauförderung verstärkt in Richtung verdichteter Geschoßwohnbau orientiert.

Die rigorose Stellplatzverordnung für PKW in der Bauordnung soll geändert werden, im Gegenzug kann die Wohnbauförderung für Garagenbau abgeschafft werden. Der Garagenbau belastet derzeit viele Wohnungen übermäßig, auch in Gebieten wo aufgrund der Verkehrserschließung kein Garagenbau notwendig wäre. Wir Grüne wünschen uns stattdessen Modellprojekte ohne PKW-Mobilität, die nicht nur ökologischer sind, sondern auch Kosten sparen.

Neben dem Neubaubereich bietet sich auch die Althaussanierung als großes Betätigungsfeld ökologischer Sanierung an. Effizienter Energieeinsatz bedeutet niedrigere Kosten, braucht jedoch insbesondere eine Förderung der Umstiegsinvestitionen. Contractingmodelle sind auszubauen und durch Fördermodelle zu unterstützen. Für verstärkte Althaussanierung braucht es auch gesetzliche eigentumsrechtliche Änderungen zur Erleichterung der gemeinsamen Willensbildung bei der Durchführung von Sanierungen. Mehr Mitbestimmung und Initiativrecht für MieterInnen können hier zu einer Verbesserung führen.

5. Endlich Ernst machen mit der Baulandmobilisierung

Instrumente der Baulandmobilisierung bereits gewidmeten Baulandes werden eingeführt. Infrastrukturabgaben verhindern Boden- und Wohnungsspekulation. Mischgebiete in der Raumordnung ermöglichen in manchen Gewerbegebieten die Schaffung zusätzlichen Wohnraums. 

Die öffentliche Hand bekennt sich zu einer Bodenbevorratungspolitik, um der enormen Zinsbelastung aus Grundankäufen entgegen zu wirken. Die Finanzierung kann über ein Fondsmodell erfolgen, über das der öffentliche Wohnbau verstärkt werden kann. Die Anwendung der Widmungskategorie „geförderter Wohnbau“, in der bei Umwidmungen Flächen für den öffentlichen Wohnbau zur Verfügung gestellt werden müssen, kann deutlich niedrigere Bodenpreise für den öffentlichen Wohnbau bewirken. Öffentliche Vorkaufsrechte sollen klar definiert werden.
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